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POLITIK IN KÜRZE

Sportwetten bei
Hartz IV sind tabu
KÖLN.Die Richter bleiben
dabei: DieWestdeutsche
Lotterie darf Hartz-IV-Emp-
fängern keine Sportwetten
verkaufen. Das gilt aber nur,
wenn sich einHartz-IV-
Empfänger in der Lotto-An-
nahmestelle klar als solcher
zu erkennen gibt. Das hat
das Landgericht Köln ent-
schieden. Eswies damit ei-
nenWiderspruch derWest-
deutschen Lotterie gegen
das Verkaufsverbot ab. (dpa)

Röttgen will neue
Stromförderung
BERLIN.Umweltminister
Norbert Röttgen (CDU) hat
Eckpunkte für einen erneu-
tenUmbau der Ökostrom-
förderung vorgelegt. Öko-
strom soll verstärkt dann
eingespeist werden, wenn
die Nachfrage groß ist. Da-
für sollen Anbieter eine
neue Prämie erhalten kön-
nen. Auch soll der Bau von
Windkraftanlagen und von
Stromspeichern stärker un-
terstützt werden. (dpa)

Ude ist wieder
Städtetags-Chef
STUTTGART.DerMünchner
Oberbürgermeister Christi-
an Ude führt für eine dritte
Amtszeit denDeutschen
Städtetag. Der 63 Jahre alte
SPD-Politiker wurde gestern
von der Hauptversamm-
lung des kommunalen Spit-
zenverbandesmit großer
Mehrheit zum Präsidenten
gewählt. Udewar der einzi-
ge Kandidat für die Nachfol-
ge vonVerbandschefin Pet-
ra Roth (CDU). (dpa)

Kardinal bestraft
schwulen Kritiker
KÖLN.Der Kölner Erzbischof
JoachimMeisner hat dem
schwulen Buchautor David
Berger, der ein Buch über
Homosexualität in der ka-
tholischenKirche verfasst
hat, die Erlaubnis zumReli-
gionsunterricht entzogen.
Meisner begründete dies
gesternmit Bergers Kritik,
die sein Vertrauen zu ihm
zerstört habe. Berger hatte
schwere Vorwürfe gegen die
Kirche erhoben. (dpa)

BRÜSSEL/LISSABON. Vier Wochen dau-
erten die Verhandlungen, seit gestern
steht das Grundgerüst des Hilfspakets.
78 Milliarden Euro wird Lissabon von
der EU und vom InternationalenWäh-
rungsfonds (IWF) erhalten. Im Gegen-
zug hat sich das Land zu harten Spar-
maßnahmen verpflichtet. Portugal hat
so die erste Hürde im Kampf gegen die
Pleite genommen.

Voraussetzung war eine Einigung
zwischen der kommissarischen Regie-
rung in Lissabon und den wichtigsten
Oppositionsparteien. Beide Seiten seg-
neten das Hilfspaket ab. Damit ist Lis-
sabon erst einmal aus der Schusslinie
der Finanzmärkte. Mindestens zwei
Jahre kann es von günstigen Krediten
der Helfer zehren und muss sich nicht
zu horrenden Zinsen an den Märkten
Geld holen. Mitte Juni wird die nächs-
te große Staatsanleihe in Höhe von sie-
benMilliarden Euro fällig.

Gleichzeitig muss das Land 2011
seinDefizit von 9,1 auf 5,9 Prozent sen-
ken. 2012 sollen es nur noch 4,5 Pro-
zent und 2013 drei Prozent sein. Hier
ist die EU von ihrem strengen Kurs ab-
gewichen. Zuerst war geplant, dass Lis-
sabon sein Defizit schon 2011 auf 4,6
Prozent senken muss. „Die fiskali-
schen Anpassungen sind umsichtig
und nicht zu schnell“, sagte IWF-Ver-
treter Poul Thomsen. So oder so werde
eine Defizitreduzierung von sechs Pro-
zent in drei Jahren Portugals Wirt-
schaft vor enorme Herausforderungen

stellen. Um diese Vorgaben einzuhal-
ten, muss das Land harte Einschnitte
vornehmen. Diese erscheinen auf den
ersten Blick weniger streng als die Vor-
gaben für Griechenland. So werden
entgegen früherer Befürchtungen we-
der Weihnachtsgeld noch 13. Gehalt
gestrichen. Zudem sollen Pensionen
von Rentnern nicht gekürzt werden.

Dennoch müssen Einnahmen her.
Die Geldgeber setzen auf umfassende
Privatisierungen in den Bereichen Te-
lekommunikation, Verkehr und Ener-
gie. So soll die staatseigene Airline TAP
bis zum Jahresende verkauft werden.
Außerdem ist eine Reduzierung des
Arbeitslosengelds vorgesehen sowie
eine Kürzung der Auszahlungsdauer.
Auf Pensionen und Arbeitslosengeld
über 1500 Euro pro Monat wird erst-
mals Einkommenssteuer fällig. Zu-
dem ist die Erhöhung der Steuern für

Immobilien, Tabak und Fahrzeuge
vorgesehen. Unklar ist noch, wie viel
Zinsen das Land auf die Kredite zahlen
muss. Die EU wird für ihren Anteil
von 52Milliarden Euro vermutlich hö-
here Zinsen verlangen als der IWF.
Dieser kündigte gestern einen Satz
von 3,25 Prozent im ersten und 4,25
Prozent im zweiten Jahr an. Es liegt
nun an den Euro-Finanzministern, die-
se letzten Details bei ihrem Treffen
übernächsteWoche festzulegen.

Spätestens am 16. Mai entscheidet
sich, welchen Kurs Finnland künftig
fahren wird. Die Wahren Finnen hat-
ten angekündigt, bei einer Regierungs-
beteiligung Hilfskredite für Portugal
zu blockieren. Beobachter gehen aber
davon aus, dass die Partei von ihrer
harten Haltung abrücken wird. „Hel-
sinki wäre in der EU sonst völlig iso-
liert“, heißt es in Brüssel.-

Portugal nimmt ersteHürde
imKampf gegen die Pleite
EURO EU, IWF und Europäi-
sche Zentralbank haben sich
mit Lissabon über ein
78 Milliarden Euro schweres
Hilfspaket geeinigt.
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AUS BRÜSSEL VON UNSERER
KORRESPONDENTIN HANNA ROTH

REGENSBURG. Junge Männer, die in ei-
ner U-Bahn-Station auf jemanden bru-
tal einschlagen – ohne erkennbaren
Grund, allein aus Freude an der Ge-
walt. Wenn solche unfassbaren Bilder
durch die Medienlandschaft wandern
– und sie tun es mit zunehmender
Häufigkeit –, ist eines sicher: Die For-
derung von Politikern nach härteren
Strafen – wie jüngst nach ähnlichen
Verbrechen in Berlin oderMünchen.

Hektik im Gesetzgebungsprozess

Solch „reflexartige Rufe nach lücken-
schließenden Gesetzen“ übten immen-
sen Druck auf die Strafrechtspflege
aus, stellte Prof. Dr. Klaus Tolksdorf,
Präsident des Bundesgerichtshofs, bei
seinem Vortrag zum Thema „Straf-
rechtspflege unter Druck“ im Spiegel-
saal der Regierung der Oberpfalz fest.
„Ich bin in Sorge, ob diese Aufgeregt-
heit und Hektik einer klugen Reform
förderlich ist“, etwa bei der Diskussion
über die Milde im Jugendstrafrecht
oder den Gesetzentwurf zum Warn-
schuss-Arrest. Vor einer Reform des
Strafrechts sollte geprüft werden, ob
das bestehende Recht ausgeschöpft
werde, forderte Tolksdorf vor den Mit-
gliedern der Juristischen Studienge-
sellschaft Regensburg.

Hinzu sähe sich die Justizmit Popu-
lismus konfrontiert. Mit Kritik müss-
ten Richter umgehen können, jedoch
dürfe nicht der Boulevard Entschei-
dungsinstanz sein. Sog, Medienanwäl-
te, dessen erklärtes Ziel ist, Einfluss
auf die entscheidenden Richter zu
nehmen, verschärften die Situation.

„Strafrecht ist kein Allheilmittel“

Neben dem Druck von außen gebe es
hausgemachte Probleme, die den Straf-
rechtsprozess in eine „gefährliche
Schieflage“ bringen. Wie verfahrens-
beendende Absprachen bzw. Deals, die
gefährliche Scheinlösung darstellten.
Die Folge seien Sanktionsscheren und
falsche Geständnisse, die bei der Bevöl-
kerung ein verheerendes Bild von der
Justiz hinterließen.

Zudem verkomme die Arbeit der
Strafverteidiger zunehmend zum
Kampf mit allen Mitteln. „Verteidi-
gung ist Kampf, lautet heute der
Schlachtruf“, so Tolksdorf. „Ist das Ge-
richt der Gegner?“, fragte der BGH-Prä-
sident. „Nein. Das Anliegen ist, sich
von der Schuld oder Unschuld in ei-
nem rechtsstaatlichen Verfahren ein
Bild zumachen“, so seine Antwort.

Der sich immer stärker ausweiten-
de Opferschutz übe weiteren Druck
aus. „Früher stand die verletzte Rechts-
ordnung im Zentrum des Strafverfah-
rens, nun wurde der Verletzte in den
Vordergrund gerückt.“ Die unabding-
bare Neutralität bei der Wahrheitsfin-
dung falle so schwerer.

Mehr Konfrontation, mehr Druck,
Beschleunigungsgebot – „diese Rech-
nung geht nicht auf“, ist Tolksdorf
überzeugt. Ziel müsse sein, Verfahren
wieder handhabbar zu machen. „Wis-
senschaft, Richter, Anwälte, Verteidi-
ger und auch die Allgemeinheit muss
erkennen, dass das Strafrecht kein All-
heilmittel ist.“

Strafprozess
in der
Schieflage
VORTRAGDer Präsident des
Bundesgerichtshofs sieht die
Strafrechtspflege von vielen
Seiten unter Druck.
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VONMARIA GRUBER, MZ

Präsident des BGH: Prof. Dr. Klaus
Tolksdorf Foto: Gruber

REGENSBURG. Es wurde viel gelacht im
Presseclub. Immer wieder sorgte Mi-
chael Braun, Italien-Korrespondent
der „taz“, für Heiterkeit bei den Zuhö-
rern seines von der Friedrich-Ebert-
Stiftung organisierten Vortrags. Doch
die Umstände, die er schilderte, sind
eher schaurig als lustig. Braun sprach
über Journalismus und Politik unter
Silvio Berlusconi – anlässlich des inter-
nationalen Tags der Pressefreiheit.
Und um die steht es südlich der Alpen
schlecht. Kritische Stimmen finden
zwar Platz, in Tageszeitungen und im
Internet. Aber sie werden kaum wahr-
genommen. Über 70 Prozent der Italie-
ner gaben 2008, vor der letzten Parla-
mentswahl an, sich überwiegend oder
nur im Fernsehen informiert zu ha-
ben. Fünf der sechs größten Sender
kontrolliert Medien-Magnat und Mi-
nisterpräsident Berlusconi.

Surreales aus der Medienwelt

Braun lieferte fast surreale Beispiele
aus der italienischen Medienwelt: Au-
gusto Minzolini, Chefredakteur der
größten Nachrichtensendung „TG 1“,
der Berlusconis Sex-Skandale wochen-
lang verschweigen ließ. Pressekonfe-
renzen, die der Ministerpräsident bei
unliebsamen Fragen abbricht. Berlu-
sconis Lieblingsjournalist Emilio Fede,
der in seinem „TG 4“ den Mund ver-
zieht, wenn er Oppositionspolitiker
nennt – und der laut Staatsanwalt-
schaft seinem Chef und Kumpel die
Prostituierte „Ruby“ vermittelt hat.

Braun, Repräsentant der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Rom, blieb nicht an
der bizarren Oberfläche des „Berlusco-
nismo“. Er erklärte ihn. „Drei I’s sind
entscheidend“, sagte er, „Ideologie, In-
teresse und Ignoranz“. Je nach ideolo-
gischer Ausrichtung hätten Italiener
völlig unterschiedlicheWahrnehmun-
gen der Realität. Das beruhe auf der
jahrzehntelangen Spaltung Italiens in
Konservative und Kommunisten, Mo-
dell „Don Camillo und Peppone“. Ber-
lusconi führe die Tradition fort und
könne so Mythen als Wahrheit ver-
kaufen: Wie den von der kommunis-
tisch infiltrierten Staatsanwaltschaft,
die ihn verfolgt. Das zweite „I“, das
persönliche Interesse, beeinflusse
Wahlentscheidungen so stark, dass et-
wa 80 Prozent der Selbstständigen Ber-
lusconi wählen – der Steuersätze über
33 Prozent für unmoralisch hält. Das
Problem der Ignoranz fasste Braun so
zusammen: „Je mehr ich fernsehe, des-
tomehrwähle ich Berlusconi.“

Sorge um die Zukunft

Brauns Ausblick in die Zukunft ist
nicht rosig. Denn Berlusconi werde
trotz innenpolitischer Schwierigkei-
ten und Sexskandale nicht an einem
Wählervotum scheitern. Und Braun
stellte klar: So etwas wie Berlusconi
könnte es auch woanders geben. Vor
allem warnte er vor einem Zerbrechen
der Euro-Zone und einem damit ver-
bundenen Schub für Populisten in
Süd- und Südosteuropa. Dann hätten
die Presseclub-Besucher in den nächs-
ten Jahren am Tag der Pressefreiheit
wohl deutlichweniger zu lachen.

Freie Presse
à la Silvio
Berlusconi
JOURNALISMUS Italien-Korres-
pondentMichael Braun
schilderte die bizarreMedi-
enwelt Italiens.
● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

VON SEBASTIAN HEINRICH, MZ

Michael Braun bei seinem Vortrag im
Presseclub. Foto: altrofoto.de
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in Euro-Land steht
vor der Pleite –

und die Gemein-
schaftswährung befin-
det sich trotzdem auf
Höhenflug. Es ist
schon erstaunlich, wie
felsenfest der von vie-
len längst totgesagte
Euro an denMärkten derzeit steht.
Jetzt zeigt sich, dass die EU die
Schuldenkrise in denGriff bekom-
men hat. Denn es stehen clevere
Instrumentewie der Rettungs-
schirm zur Verfügung. Dies ist auch
Ergebnis eines Lernprozesses, dem
sich EU, IWFund Europäische Zent-
ralbank stellenmussten. So be-

E kommt Portugal realisti-
sche Vorgaben zur Sen-
kung seines Defizits.
Auch die Sparmaßnah-
men fallenmilder aus,
als dies bei Griechen-
land der Fall war. Dahin-
ter steckt die spät ge-
wonnene Erkenntnis,

dass rigides Sparen zurHaushaltssa-
nierung lange nicht ausreicht. Um
aus dem Schuldensumpf zu kom-
men,muss dieWirtschaft wachsen,
müssen Einnahmen generiert wer-
den. Die Balance zwischen Sparen
und Investieren ist in Athen durch-
einandergeraten. In Lissabon soll
dies nun besser gemacht werden.
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VON HANNA ROTH, MZ

Heimkehr nach einer schwierigen Fahrt
Die „Gorch Fock“ ist zurück in der Heimat. Nach einer
achteinhalbmonatigen Südamerika-Fahrt, die vom Un-
falltod einer Kadettin und Schlagzeilen über angebliche
Schikane und unwürdige Rituale an Bord überschattet
wurde, macht der Dreimaster heute im Heimathafen

Kiel fest. Eine Stellungnahme des Verteidigungsministe-
riums zu den Vorkommnissen an Bord steht noch aus.
Laut Medien soll der Abschlussbericht nach demWillen
von Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU)
im Juni vorgelegt werden. Foto: dpa
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